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Beschäftigte des öffentlichen Dienstes sind keine Arbeitnehmer 2. Klasse !

Großdemonstration für den Erhalt der Mitbestimmung

Mehr als 10.000 Kolleginnen und Kollegen der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes - darunter ca. 1500 GdP-Mitglieder - haben am 8. August 2007 gegen den von der Landesregierung geplanten Abbau der Mitbestimmung im öffentlichen Dienst protestiert. 
Mit dem lautstarken Protest sollten die gleichzeitig im Landtag in Düsseldorf an der Anhörung zur Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes teilnehmenden Politiker wachgerüttelt werden. Der beabsichtigte Eingriff in die Mitbestimmung bedeutet einen Abbau von Demokratie. Dies gilt es zu verhindern. 
Bilder dazu könnt Ihr unter http://www.gdp-steinfurt.de/html/demo_08_08_07.html einsehen.
Lohnsteuer 2009
DGB steht für Reform
     Berufstätige Ehepaare können ab 2009 die gemeinsame Lohnsteuer entsprechend ihrem jeweiligen

     Einkommensanteil bezahlen. Wer zum Beispiel 25 Prozent des Haushaltseinkommens verdient, zahlt

     auch 25 Prozent der gemeinsamen Steuerschuld. Das sieht der Kabinettsentwurf des Jahressteuergesetzes

     2008 vor. Der DGB begrüßt das. Die Reform sorge für mehr Gerechtigkeit, erklärte ein Steuerexperte. Bislang seien die meisten Verheirateten in den Steuerklassen III u. IV. „Das heißt, wer weniger verdient, hat auch noch die schlechtere Steuerklasse.“
Die Rentennullrunde 2004 ist rechtens, 
urteilt das Bundesverfassungsgericht.

Mehr als 1,3 Millionen Widersprüche sind hinfällig und mehr als 20 Millionen Rentner müssen ihre Hoffnung auf eine Rückwirkende Erhöhung ihrer Altersbezüge endgültig begraben.

Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe hat nach einem dort veröffentlichten Beschluss die Rentennullrunde aus dem Jahr 2004 als „mit dem Grundgesetz vereinbar“ erklärt. Auch die Anpassung der Renten lediglich in Höhe der Inflationsrate im Jahr 2000 sei verfassungsgemäß.  

Diese beiden gesetzlichen Maßnahmen seien „von dem gewichtigen öffentlichen Interesse bestimmt“ gewesen einem Finanzierungsdefizit der gesetzlichen Rentenversicherung entgegen zu wirken, heißt es in der Veröffentlichung. 

Allein schon bei der Deutschen Rentenversicherung Bund sind rund 1 Mill. Widersprüche eingelegt worden. Die Widersprüche waren im Hinblick auf das Musterverfahren ausgesetzt worden. Nun ist alles mal wieder hinfällig.

Misstrauen schadet der Arbeit der Polizei
Berlin. Die Gewerkschaft der Polizei begrüßt die öffentliche Diskussion über die Pläne des Bundesinnenministers zur Verbesserung der Terrorismusbekämpfung und fordert ihn auf, die Bürger umfassend über die Konsequenzen aufzuklären und deren Ängste ernst zu nehmen.

GdP-Vorsitzender Konrad Freiberg: „Der Eindruck der Geheimniskrämerei über das, was der Gesetzgeber an polizeilichen  Befugnissen und den Einsatz von technischen Mitteln plant, um der Herausforderung durch den weltweiten Terrorismus begegnen zu können, wäre kontraproduktiv.“ Offensichtlich habe der Bundesinnenminister nicht eingeschätzt, welche Bedeutung die moderne Technik mittlerweile für die Menschen hat und wie stark sie mit privaten Lebensbereichen verknüpft ist. Freiberg: „Das gilt allerdings auch für Kriminelle und Terroristen. Wenn die Polizei aus dieser virtuellen Welt ausgeschlossen werden soll, kann sie dort auch die Bürger nicht schützen.“
GdP-Presse
Keine Herabsetzung der Altersgrenze beim Waffenbesitz.

Frank Richter begrüßt den Rückzieher des Bundesinnenministers Düsseldorf. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) begrüßt den Rückzieher von Bundesinnenminister Schäuble von seinem Vorschlag, das Waffenrecht zu ändern. Die Altersgrenze für den Waffenbesitz bei Sportschützen soll nun doch nicht von 21 auf 18 Jahre gesenkt werden.

„Diesen unsinnigen Vorschlag hat ohnehin niemand verstanden, der die Kriminalitätsstatistiken liest“, kommentiert GdP-Landesvorsitzender Frank Richter. „Gerade in der Altersgruppe der jungen Männer zwischen 18 und 21 Jahren gibt es die meisten Gewaltdelikte und die meisten Straftaten mit Körperverletzung. Es sei gut, dass der Bundesinnenminister noch rechtzeitig erkannt habe, wie unsensibel und kontraproduktiv sein Vorschlag gewesen sei.“
Jetzt versucht es der Bundesinnenminister mit einem Verbot für täuschend echt aussehende 

Spielzeugwaffen,. Na ja, ist ja schon einen Versuch wert.
Hinweise
Die nächste Mitgliederversammlung ist für den 27.11.2007 geplant. Näheres erfolgt noch schriftlich.

Auch zum nächsten Seniorentreffen, das im Oktober geplant ist ergehen noch schriftliche Einladungen an unsere Senioren.

Fragen zu Seniorenproblemen

Versucht es doch auch mal unter den Begriffen „Senioren Beratung“ in einer der Suchmaschinen im Internet.
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